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Gesetzentwurf
der Fraktion der CDU

Drittes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Schulgeset-
zes - Riuckkehr zu guter Bildung und Starkung der El-
ternrechte

A. Problem und Regelungsbediirfnis

Durch die in den Jahren 2019 bis 2021 erfolgten Anderungen des Thii-
ringer Schulgesetzes wurde die Thuringer Schullandschaft tiefgreifend
verandert. Insbesondere das Vorantreiben der Inklusion von Kindern mit
sonderpadagogischem Foérderbedarf ohne Riicksicht auf die personel-
len, sachlichen und raumlichen Bedingungen vor Ort hat an den Schu-
len zu Unruhe und Verunsicherung gefiihrt und das in einer Zeit, in der
die Tharinger Schulen einen immensen Lehrermangel und Unterrichts-
ausfall zu bewaltigen haben.

Das im geanderten Schulgesetz verankerte Prinzip, grundsatzlich alle
Schiulerinnen und Schiiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf im
gemeinsamen Unterricht zu unterrichten, geht zu Lasten eines echten
Elternwahlrechts und den Bildungschancen der betroffenen Schiilerin-
nen und Schiler. Darlber hinaus leidet auch die Qualitat des gemein-
samen Unterrichts an den allgemeinbildenden Schulen, insbesondere
den Thiringer Regelschulen.

Die mit den Anderungen verbundene Schwéachung der Thiringer Regel-
schulen als lebenswelt- und berufsorientierte Schulform bedroht zuneh-
mend das gewachsene Thuringer Schulsystem. Dies istinsbesondere vor
dem Hintergrund flachendeckender und wohnortnaher Bildungsangebo-
te sowie der dringend notwendigen Fachkraftesicherung zu korrigieren.

Schon kurze Zeit nach Inkrafttreten wird deutlich, dass die Anderungen
des Schulgesetzes die verfolgten Zielstellungen verfehlt haben und nach
wie vor umestritten sind. Hiervon zeugen die Erfahrungen betroffener Kin-
der und Eltern, aber auch Uberforderter Lehrerinnen und Lehrer. Eine
Fortsetzung dieser Schulpolitik macht gerade diejenigen zu Bildungs-
verlierern, die eine gré3tmagliche individuelle Unterstitzung bendtigen.
Sie fuhrt zu noch mehr Verunsicherung und Mehrbelastungen bei Eltern
sowie Lehrerinnen und Lehrern.

B. Lésung
Die Thiringer Schul- und Bildungslandschaft braucht endlich wieder ei-
nen verlasslichen Rahmen und eine Rickkehr zur Kontinuitat und Sta-

bilitat.
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Das Recht Uber die Bildung und Erziehung der eigenen Kinder zu ent-
scheiden, ist ein grundlegender Wert demokratischer Gesellschaften.
Dieser kann weder direkt noch indirekt eingeschrankt werden. Staatli-
che und in freier Tragerschaft befindliche Bildungseinrichtungen beglei-
ten und beraten die Familien in Bildungs- und Erziehungsfragen.

Insbesondere die bislang gut ausgestatteten Thiringer Férderschulen
darfen nicht weiter zu Schulen ohne Schuler werden. lhre Zentralisie-
rung sowie die Schwachung des Elternwillens und der Schultrdger sind
Entwicklungen, die dringend korrigiert werden missen. Gleiches gilt
fur dringend notwendige Anpassungen zur Starkung der Regelschulen.

Es bedarf daher des Erlasses eines Anderungsgesetzes, mit dem Teile
der Anderungen des Schulgesetzes aus dem Jahr 2019 zuriickgenom-
men und geandert werden. Diesem Regelungsbedirfnis trégt der vor-
gelegte Gesetzentwurf Rechnung.

C. Alternativen

Beibehaltung der aktuellen Rechtslage mit der Folge, dass die spezifi-
sche und individuelle Férderung der Schilerinnen und Schiler weiterhin
an personellen, sachlichen und raumlichen Voraussetzungen scheitert
und Schulabganger ohne Schulabschluss in Thiringen auch weiterhin
zunehmen.

D. Kosten

Die Anderungen verursachen keine zusétzlichen Kosten.
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Drittes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Schulgesetzes - Riickkehr zu guter Bildung und Stér-
kung der Elternrechte

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Thiuringer Schulgesetz vom 30. April 2003 (GVBI.
S. 238), zuletzt geandert durch Gesetz vom 5. Mai 2021
(GVBI. S. 215), wird wie folgt geandert:

1. § 3 a wird aufgehoben.
2. § 4 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 6 erhalt folgende Fassung:

"(6) Fiir eine Ubergangszeit von bis zu zehn Jah-
ren ab Errichtung oder Schulartdnderung kann die
Gemeinschaftsschule zunachst mit der Klassen-
stufe 5 beginnen; in diesem Fall muss das fiir die
Klassenstufen 1 bis 4 erforderliche Angebot durch
eine Grundschule gewahrleistet werden."

b) Absatz 11 erhalt folgende Fassung:

"(11) Die Férderschule bietet einen dem jeweiligen
sonderpadagogischen Férderbedarf entsprechen-
den Unterricht fur Kinder und Jugendliche, fir die
an den anderen allgemeinbildenden und berufsbil-
denden Schulen keine ausreichenden Férdermdg-
lichkeiten vorgehalten werden kénnen. Die Schiiler
kénnen entsprechend ihrer Befahigung und Leis-
tung den Hauptschulabschluss, den Qualifizieren-
den Hauptschulabschluss sowie den Realschul-
abschluss erwerben; Absatz 3 Satz 2 bis 4 gilt
entsprechend. Schiler mit sonderpadagogischem
Forderbedarf werden, soweit méglich, in der Grund-
schule, in den zum Haupt- und Realschulabschluss,
zum Abitur oder in zu den Abschlissen der berufs-
bildenden Schulen fihrenden Schularten unter-
richtet (gemeinsamer Unterricht). Kénnen sie dort
auch mit Unterstitzung durch die Férderschulleh-
rer, Sonderpadagogischen Fachkrafte und Mobi-
len Sonderpadagogischen Dienste nicht oder nicht
ausreichend gefordert werden, sind sie in Forder-
schulen zu unterrichten, damit sie ihren Fahigkei-
ten und Neigungen entsprechende Schulabschlis-
se erreichen kénnen."

3. § 7 a erhalt folgende Fassung:

ll§ 7 a
Forderschule

(1) Forderschulen sind sonderpadagogische Zentren
fur Unterricht, Forderung, Kooperation und Beratung.
Die padagogische Arbeit an der Foérderschule hat die
Integration der Schiller wahrend und nach der Schul-
zeit zum Ziel. Férderschulen pflegen eine enge pada-
gogische Zusammenarbeit mit den anderen Schulen
der Region. Kooperative und integrative Formen der Er-
ziehung und des Unterrichts ermdglichen die gegensei-
tige Akzeptanz aller Schiiler und férdern den Umgang
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miteinander. Foérderschulen sind Ganztagsforderein-
richtungen, fir die eine Gesamtstundentafel ausgewie-
sen wird. Ausnahmen bedurfen der Zustimmung des fur
das Schulwesen zustandigen Ministeriums.

(2) Foérderschulen sind
1. Uberregionale Férderzentren mit dem Férderschwer-
punkt Horen oder Sehen,
2. regionale Férderzentren mit den Férderschwerpunk-
ten
a) Hoéren,
) Sehen,
) kérperliche und motorische Entwicklung,
d) Lernen,
) Sprache,
f) emotionale und soziale Entwicklung sowie
g) geistige Entwicklung.
Uberregionale Férderzentren koordinieren zur Unter-
stitzung der Schulen ein landesweites Netzwerk fir
die Férderschwerpunkte Sehen und Héren. Regiona-
le Foérderzentren kdnnen einen oder mehrere der un-
ter Satz 1 Nr. 2 a bis f genannten Férderschwerpunk-
te beinhalten. Die Verbindung des Férderschwerpunkts
nach Satz 1 Nr. 2 f mit anderen Forderschwerpunk-
ten in einem regionalen Férderzentrum ist nur im Aus-
nahmefall méglich und bedarf der Zustimmung des fiir
das Schulwesen zustandigen Ministeriums. Regionale
Férderzentren kdnnen auch Uberregionalen Charakter
haben. Regionale Férderzentren nehmen Schiler mit
sonderpadagogischem Foérderbedarf in den Forder-
schwerpunkten H6ren und Sehen auf, sofern aufgrund
der Schwere der Behinderung deren sonderpadagogi-
scher Férderbedarf nicht ausschlieflich in einem tber-
regionalen Forderzentrum erflllt werden kann. Die regi-
onal bestehenden berufsbildenden Schulteile/Klassen
fur Schiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf
sind organisatorisch mit berufsbildenden Schulen ver-
bunden. Berufsschiler mit sonderpddagogischem For-
derbedarf kénnen in diesen oder in Férderberufsschu-
len zur Facharbeiter- oder Gesellenprifung hingefihrt
werden oder Abschliisse nach § 48 des Berufsbildungs-
gesetzes oder nach § 42h der Handwerksordnung errei-
chen. Das fiir das Schulwesen zustandige Ministerium
wird erm&chtigt, Einzelheiten zu den Férderschwer-
punkten und Bildungsgéngen an Férderschulen durch
Rechtsverordnung zu regeln."

4. § 8 a wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Gemeinsamer Unterricht findet nach MalRgabe
der vorhandenen oder mit vertretbaren Aufwand
zu schaffenden personellen, séchlichen und raum-
lichen Voraussetzungen in den allgemeinen Schu-
len in enger Zusammenarbeit mit den Lehrern und
Sonderpadagogischen Fachkraften der Forder-
schule sowie den Mobilen Sonderpadagogischen
Diensten der Férderschulen statt.”

b) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Auf der Grundlage des sonderpadagogischen
Gutachtens sowie nach MalRRgabe der vorhande-
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10.

1.

nen oder mit vertretbarem Aufwand zu schaffenden
personellen, sachlichen und raumlichen Vorausset-
zungen empfiehlt das zustandige Schulamt im Be-
nehmen mit dem Schultrager fir den Schiler den
nachstgelegenen geeigneten Lernort im gemein-
samen Unterricht oder an der Férderschule. Hier-
zu kann die am Schulamt installierte Steuergruppe,
welche Uber das Vorliegen der notwendigen Vor-
aussetzungen nach Satz 1 berat, einbezogen wer-
den. Die Letztentscheidung Uber den Lernort im
gemeinsamen Unterricht oder an der Férderschu-
le liegt bei den Erziehungsberechtigten."

In § 10 Abs. 2 werden die Worte "der Primarstufe" durch
die Worte "an der Grundschule" ersetzt.

In § 15 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort "Schu-
ler" die Worte "im Einvernehmen mit dem betroffenen
Schultrager" eingefiigt.

In § 15 a Abs. 6 Nr. 2 wird das Wort "festgelegt" durch
das Wort "empfohlen” ersetzt.

§ 18 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Ein Kind, das am 1. August eines Jahres mindes-
tens sechs Jahre alt ist, kann im Ausnahmefall auf An-
trag der Eltern fir die Dauer eines Schuljahres vom
Besuch der Klassenstufe 1 der Grundschule zuriickge-
stellt werden, wenn aufgrund der Entwicklung des Kin-
des zu erwarten ist, dass es nicht mit Erfolg am Unter-
richt teilnehmen kann. Der Antrag kann erst nach der
schularztlichen Untersuchung und nach Beratung durch
die Schule gestellt werden. Die Zurlckstellung erfolgt
durch den Schulleiter und darf nicht wiederholt werden."

Dem § 27 Abs. 3 wird folgender Satz angefugt:

"Die Genehmigung erfolgtim Benehmen mit dem Schul-
trager.”

In § 28 Abs. 1 a werden die Worte "Planung des Un-
terrichtes sowie zur" gestrichen.

§ 34 Abs. 4 a erhalt folgende Fassung:

"(4 a) Sonderpadagogische Fachkrafte sind fiir die Pla-
nung, Durchfiihrung und Auswertung sonderpadago-
gischer FérdermalRnahmen verantwortlich. Sie unter-
stitzen die Erziehungs- und Unterrichtstatigkeit des
Lehrers an der Foérderschule und im gemeinsamen Un-
terricht; insbesondere in der Schuleingangsphase der
Grund- und Gemeinschaftsschulen unterstitzen sie
den Lehrer bei der Pravention sonderpadagogischen
Foérderbedarfs. Die Sonderpadagogischen Fachkrafte
erbringen in Erflllung ihres padagogischen Auftrags
Teile der Grundpflege. Sie wirken im Ganztagsférder-
bereich an der Férderschule eigenstandig mit. Eigen-
standiger Unterricht innerhalb der Pflichtstunden wird
durch Sonderpadagogische Fachkrafte nur in beson-
deren Ausnahmeféllen erteilt. Er kann auf Antrag des
Schulleiters vom zustandigen Schulamt fir die Dauer
eines Schuljahres befristet genehmigt werden.
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12.

13.

14.

15.

In § 35 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Aufga-
ben" die Worte "im Rahmen der vom Schultrager fest-
gelegten Arbeitsinhalte" eingefiigt.

§ 36 erhalt folgende Fassung:

ll§ 36
Mobile Sonderpadagogische Dienste

(1) Die Mobilen Sonderpadagogischen Dienste sind
Bestandteil der Forderschulen. Sie dienen zur Durch-
fihrung der Feststellungsverfahren nach § 8 a Abs. 2,
der sonderpadagogischen Férderung und Beratung in
vorschulischen, allgemein bildenden und in berufsbil-
denden Einrichtungen sowie der Pravention sonder-
padagogischen Férderbedarfs, insbesondere in der
Schuleingangsphase der Grund- und Gemeinschafts-
schulen.

(2) Die sonderpadagogische Forderung durch die Mo-
bilen Sonderpadagogischen Dienste tragt in besonde-
rem Mafe den individuellen Entwicklungs- und Lernvor-
aussetzungen der einzelnen Kinder und Jugendlichen
in der Schule und in schulvorbereitenden Einrichtun-
gen Rechnung. Vorrangige Aufgabe der Mobilen Son-
derpadagogischen Dienste ist es, durch Beratung und
Foérderung sonderpadagogischem Foérderbedarf vorzu-
beugen sowie ein weiteres Verbleiben der Schiiler mit
sonderpadagogischem Férderbedarf am angestamm-
ten Lernort zu ermdglichen.

(3) Neben den Lehrern werden auch Sonderpadago-
gische Fachkrafte an Férderschulen in den Mobilen
Sonderpadagogischen Diensten tatig. Das Nahere zu
Organisation und Inhalt der Mobilen Sonderpadagogi-
schen Dienste wird durch Rechtsverordnung des flr
das Schulwesen zusténdigen Ministeriums geregelt."

§ 38 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 a wird aufgehoben.
b) Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa)In Nummer 1 wird die Angabe "§ 6 Abs. 1 Satz 4"
durch die Angabe "§ 6 Abs. 2" ersetzt.

bb) Die Nummern 14 und 15 werden aufgehoben.
cc) Die bisherige Nummer 16 wird Nummer 14.

§ 41 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

"(1) Schulnetzplane werden von den Schultrégern
im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden be-
ziehungsweise Landkreisen und kreisfreien Stad-
ten fir ihr Gebiet in der Regel alle zehn Jahre auf-
gestellt und fortgeschrieben. In den Planen werden
der gegenwartige und zukiinftige Schulbedarf sowie
die Schulstandorte ausgewiesen. Fir den Schuls-
tandort ist anzugeben, welche Bildungsangebote
dort vorhanden sind und fir welche Schulbezirke,
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c)

d)

Einzugsgebiete oder Einzugsbereiche sie gelten
sollen. Satz 3 gilt fiir die Festlegung von Netzwerk-
bereichen nach § 7 a Abs. 2 Satz 4 entsprechend.
Die Schultrager kénnen zum Ausbau des gemein-
samen Unterrichts flr einzelne Férderschwerpunk-
te Schwerpunktschulen festlegen. Die Schultrager
berlcksichtigen bei ihrer Planung das 6rtliche An-
gebot von Schulen in freier Tragerschaft. Die Plane
mussen sowohl die langfristige Zielplanung, insbe-
sondere zum weiteren Ausbau des gemeinsamen
Unterrichts, als auch die Durchfiihrungsmafnah-
men unter Angabe der Rangfolge ihrer Verwirkli-
chung enthalten. In die Pldne missen die Mdg-
lichkeiten der Kooperation von Forderschulen mit
anderen Schularten und Schulformen aufgenom-
men werden. Die Plane sind mit den benachbar-
ten Schultragern abzustimmen."

Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-
gefugt:

"(4) Fur die Aufnahme der Gemeinschaftsschule
in das Schulnetz gilt: Entsteht die Gemeinschafts-
schule durch Schulartdanderung, so geschieht dies
in der Form, dass die Schule oder die Schulen den
Willen zur Umwandlung in eine Gemeinschafts-
schule durch entsprechenden Beschluss oder ent-
sprechende Beschliisse der Schulkonferenz oder
der Schulkonferenzen gegentiber dem Schultra-
ger zum Ausdruck bringen und Uber ein padagogi-
sches Konzept nach § 6 a Abs. 2 entscheiden. Der
Schultrager legt bei der Beantragung des Einver-
nehmens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 das padagogi-
sche Konzept nach § 6 a Abs. 2 vor. Entspricht der
Schultrager nicht dem Beschluss der Schulkonfe-
renz oder der Schulkonferenzen, gilt § 13 Abs. 3 a
Satz 2 und 3. Absatz 3 Satz 1 findetim Ubrigen kei-
ne Anwendung."

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

16. § 56 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Satz 2 wird aufgehoben.

Die bisherigen Satze 3 bis 8 werden die Satze 2
bis 7.

17.§ 60 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nummer 5 erhalt folgende Fassung:

"5. das Verfahren zur Ausgestaltung von Koopera-
tionsmodellen zu regeln,"

Nach Nummer 20 wird folgende Nummer 21 ange-
fugt:

"21.die Aufstellung und Feststellung von Schulnetz-
plénen zu regeln."
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18.1n § 60 a Satz 3 wird nach der Angabe "38" die Anga-
be "41 Abs. 4" eingefiigt.

19. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst."

Artikel 2

Das Thuringer Schulgesetz in der Fassung 30. April 2003
(GVBI. S. 238), zuletzt geandert durch Artikel 1 dieses Ge-
setzes, wird wie folgt geandert:

1. § 2 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird aufgehoben.

b) In Absatz 4 wird das Wort "Kindertageseinrichtun-
gen" durch die Worte "vorschulischen Einrichtun-
gen" ersetzt.

2. In § 5Abs. 2 wird die Angabe "4" durch die Angabe "2"
ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

"(1) In den Klassenstufen 5 und 6 der Regelschule
wird der Unterricht von den Schdlern in allen Fa-
chern gemeinsam besucht. Nach dieser Phase der
Orientierung beginnt ab Klassenstufe 7 eine Diffe-
renzierung. Es kénnen entweder auf den Haupt-
schulabschluss oder auf den Realschulabschluss
bezogene Klassen gefiihrt oder Kurse eingerichtet
werden, wobei Kurs | dem Anforderungsprofil der
Hauptschule und Kurs Il dem der Realschule ent-
spricht. Der Unterricht kann klassenstufenlbergrei-
fend, klassen- oder kursiibergreifend und facher-
Ubergreifend organisiert werden."

b) Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 ein-
gefigt:

"(2) Die Schulkonferenz entscheidet im Benehmen
mit dem Schultrager dariiber, ob ab Klassenstu-
fe 7 abschlussbezogene Klassen gebildet werden
oder ob eine Differenzierung nach Kursen erfolgt."

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 2 a.

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte "Kurs | und
Kurs 11" durch die Worte "Kursen oder Klassen, die
den Erwerb des Hauptschulabschlusses oder des
Realschulabschlusses vorbereiten," ersetzt.

4. In § 8 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort "kénnen"
die Worte "im Einvernehmen mit dem Schultrager" ein-
geflgt.

5. § 13 Abs. 6 Satz 6 erhalt folgende Fassung:

"Kommt eine Einigung nicht zustande, erfolgt keine
Schularténderung.”
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6.

7.

§ 14 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
"(2) Absatz 1 gilt fir das Einrichten von Klassen
nach § 6 Abs. 5 und 6 entsprechend; ausgenom-
men ist das Einrichten von Klassen nach § 6 Abs. 7
Satz 1.

b) Nach Absatz 2 werden folgende neue Absatze 3
und 4 eingeflgt.

"(3) In die aus einer Grundschule oder einer Re-
gelschule entstandene Gemeinschaftsschule sind
die Schiler der ehemaligen Schulbezirke nach Ab-
satz 1 Satz 1 vorrangig aufzunehmen.

(4) Absatz 1 gilt mit Ausnahme des Satzes 2 fiir die
regionalen Férderzentren entsprechend.”

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

wird wie folgt geandert:

In § 20 Abs. 2 a werden nach den Worten "berufsbil-
denden Schulen" die Worte "oder Volkshochschulen”
eingeflgt.

§ 49 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Folgender neue Satz 1 wird eingefugt:

"Eine Versetzungsentscheidung erfolgt in allen
Klassenstufen ab Klassenstufe 2."

b) Die bisherigen Satze 1 bis 3 werden die Satze 2
bis 4.

§ 50 wird wie folgt gedndert:

a) Nach Satz 4 wird folgender neue Satz 5 eingefugt:
"Fir Umstufungen bei Kursen und Klassen, die
auf den Realschulabschluss vorbereiten, gilt § 6
Abs. 4"

b) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6.

Artikel 3

(1) Artikel 1 tritt am Tage nach der Verkindung in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. August 2022 in Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeines

Mit dem in der 6. Legislaturperiode vom Thuringer Landtag verabschie-
deten Thiringer Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwesens wurde
die Thiringer Schullandschaft tiefgreifend verandert. Im Zentrum stand
dabei das Vorantreiben der Inklusion, ohne Ricksicht auf die personel-
len, sachlichen und rdumlichen Bedingungen vor Ort sowie die Schwa-
chung der Forderschulen.

Das Recht (iber die Bildung und Erziehung der eigenen Kinder zu ent-
scheiden ist ein grundlegender Wert demokratischer Gesellschaften.
Dieser kann weder direkt noch indirekt eingeschrankt werden. Staatli-
che und in freier Tragerschaft befindliche Bildungseinrichtungen beglei-
ten und beraten die Familien in Bildungs- und Erziehungsfragen.

Insbesondere die bislang gut ausgestatteten Thiringer Foérderschulen
dirfen nicht weiter zu Schulen ohne Schiler werden. lhre Zentralisie-
rung sowie die Schwachung des Elternwillens und der Schultrager sind
Entwicklungen, die dringend korrigiert werden missen. Gleiches gilt
fur dringend notwendige Anpassungen zur Starkung der Regelschulen.

Aus diesem Grund soll das Thiringer Schulgesetz durch den vorliegen-
den Gesetzentwurf gedndert werden.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (§ 3 a):

Die gesetzliche Festschreibung der Gliederung des Schulwesens in
Schulstufen wird abgelehnt und steht einer nétigen Kontinuitat von Schul-
strukturen und Unterrichtsqualitat entgegen.

Zu Nummer 2 (§ 4):

Zu Buchstabe a:

Die Méglichkeit, dass eine Gemeinschaftsschule dauerhaft ab Klassen-
stufe 5 beginnen kann, ist abzulehnen. Dies widerspricht dem Konzept
des langeren gemeinsamen Lernens, das den padagogischen sowie di-
daktisch-methodischen Kern der Gemeinschaftsschule ausmacht. Bil-
dungsangebote flr Schulerinnen und Schiler der 5. bis 10. Klasse er-
offnet die Tharinger Regelschule.

Zu Buchstabe b:

Die Zusammenfihrung des Thiringer Schulgesetzes mit dem Thrin-
ger Forderschulgesetz verlangt eine Bestimmung der Aufgaben der For-
derschule mit dem Ziel der bestmdglichen individuellen Foérderung der
Schulerinnen und Schiiler mit Férderbedarf.

Zu Nummer 3 (§ 7 a):

Das Ziel einer bestmdoglichen schulischen Bildung fiir alle verlangt Re-
gelungen mit dem Ziel der bestmaoglichen individuellen Férderung der
Schilerinnen und Schiiler mit Férderbedarf an der Schulart Férderschule.

10
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Zu Nummer 4 (§ 8 a):

Zu Buchstabe a:

Gelingender Gemeinsamer Unterricht ist niemals voraussetzungslos
mdglich. Er verlang fur eine erfolgreiche Bildung der Kinder und Jugend-
lichen spezifische personelle, sachliche und rdumliche Angebote. Dies
muss sichergestellt sein.

Zu Buchstabe b:

Ein mehr an Gemeinsamen Unterricht bedarf des behutsamen und
schrittweisen Vorgehens: Das Wohl aller Kinder muss vorn anstehen, der
Elternwille muss Beachtung finden und die padagogischen wie organi-
satorischen Bedingungen vor Ort missen vorhanden sein. Eine unnétig
scharfe Forcierung des Gemeinsamen Unterrichts ist paddagogisch nicht
zielfihrend. Durch das derzeitige Feststellungsverfahren und die amtliche
Festlegung des geeigneten Lernortes wird das Elternrecht geschwacht.

Zu Nummer 5 (§ 10):
Es handelt sich um eine Folgeanderung.

Zu Nummer 6 (§ 15):
Eine Zuweisung von Schiilern an eine bestimmte Schule soll nur im Ein-
vernehmen mit dem Schultrager erfolgen, da eine solche Zuweisung
erheblich in die Planung und Festlegung des Schulangebots durch die
Schultrager eingreift.

Zu Nummer 7 (§ 15 a):
Es handelt sich um eine Folgednderung zu § 8 a Absatz 3.

Zu Nummer 8 (§ 18):

Die durch das Thiringer Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwe-
sens erfolgte Anderung erhéht die Hiirden fiir die Zuriickstellung vom
Schulbesuch. Das sehen Elternvertreter nicht als zielfihrend an und ist
ein Eingriff in die Elternrechte.

Zu Nummer 9 (§ 27):

Die Aufnahme einer Regelung zum Griinden von Schilerfirmen ist sinn-
voll. Da das Griinden einer Schulerfirma aber auch den Aufgabenbe-
reich des Schultragers berihren kann, soll die Genehmigung grundsatz-
lich im Einvernehmen mit dem Schultrager erfolgen.

Zu Nummer 10 (§ 28):

Durch die Anderung sollen die Ausweitung der Rechte der Schiiler auf
Mitwirkung mit den schulorganisatorischen Gegebenheiten besser in
Einklang gebracht werden.

Zu Nummer 11 (§ 34):

Die inhaltliche Anderung dient der Klarstellung und Definierung des T&-
tigkeitsprofils sowie der konkreten Aufgaben von sonderpadagogischen
Fachkraften.

Zu Nummer 12 (§ 35):

Der neu eingefugte Halbsatz dient der Klarstellung, dass der Schultra-
ger die Arbeitsinhalte festlegt. Da das erforderliche Verwaltungs- und
Hauspersonal beim Schultrager angestellt ist, sollte die Unterstiitzung
des Schulleiters durch die vom Schultrager fur das Personal festgeleg-
ten Arbeitsinhalte begrenzt werden.
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Zu Nummer 13 (§ 36):

Die inhaltlichen Anderungen dienen der Klarstellung und Definierung
des Tatigkeitsprofils sowie der konkreten Aufgaben der Mobilen Son-
derpadagogischen Dienste.

Zu Nummer 14 (§ 38):

Zu Buchstabe a:

Dass die Vertretungen der Schiiler, Lehrer und Eltern in der Schulkon-
ferenz Uber ein aufschiebendes Vetorecht verfugen, wird kritisch gese-
hen. Insbesondere ist fraglich, wie letztlich eine Entscheidung herbei-
gefuhrt werden soll, wenn es zu keiner Einigung kommt.

Zu Buchstabe b:
Die neu eingefugten Nummern 14 und 15 werden als entbehrlich an-
gesehen.

Zu Nummer 15 (§ 41):

Zu Buchstabe a:
Durch die Anderung wird einer Forderung der Schultrdger Rechnung
getragen, dass ein finfjghriger Planungsrhythmus fur die Standortpla-
nung von Schulen sowie eine notwendig langfristige Investitionspla-
nung zu kurz sei.

Zu Buchstabe b:

Die Aufnahme der Mdglichkeit zum Ausbau des gemeinsamen Unterrichts
seitens des Schultragers fir einzelne Férderschwerpunkte Schwerpunkt-
schulen festzulegen, folgt einer Forderung des Thuringischen Landkreis-
tags. Dies ist sachgerecht, da sie den Schultragern einen schrittweisen
Ausbau der sachlichen und rdumlichen Voraussetzungen des gemein-
samen Unterrichts ermoglicht.

Zu Buchstabe c:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Buchstabe d:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Nummer 16 (§ 56):

Zu Buchstabe a:
Es handelt sich um eine Folgeédnderung.

Zu Buchstabe :
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Buchstabe c:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Buchstabe d:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Buchstabe e:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.

Zu Buchstabe f:
Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.
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Zu Nummer 17 (§ 60):

Zu Buchstabe a):
Es handelt sich um Regelungen fiir den Erlass von Rechtsverordnun-
gen bezlglich Kooperationsmodellen.

Zu Buchstabe b:
Es handelt sich um eine Regelung zur Aufstellung und Feststellung von
Schulnetzplanen.

Zu Nummer 18 (§ 60 a):

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Artikel 2

Zu Nummer 1 (§ 2):

Zu Buchstabe a:

Eine optimale und am Menschen orientierte Bildung kann nicht gegen,
sondern nur mit der gesamten Schulfamilie geschehen. Inklusion ist nie-
mals voraussetzungsfrei. Sie setzt die Schaffung und Bericksichtigung
entsprechender Rahmenbedingungen voraus. Der gemeinsame Unter-
richt kann nicht gesetzlich Schilern, Lehrern und Eltern verordnet wer-
den. Vielmehr ist er ein padagogisches Ziel unter Beachtung der vor-
handenen Ressourcen.

Zu Buchstabe b:
Vorschulische Bildungseinrichtungen umfassen Kindergarten ebenso wie
andere frihkindliche Bildungsangebote, dem wird Rechnung getragen.

Zu Nummer 2 (§ 5):

Eine erstmalige Versetzungsentscheidung soll am Ende der Klassen-
stufe 2 erfolgen. Es wird dem individuellen Lern- und Arbeitsverhalten
in der Schuleingangsphase entsprochen.

Zu Nummer 3 (§ 6):

Zu Buchstabe a:
Die Mdglichkeit zur eigenverantwortlichen Entscheidung der Klassen-
und Kursbildung an Regelschulen soll wieder erméglicht werden.

Die erfolgte Anderung des Wortes ,Anforderungsprofil” in ,Anspruchse-
bene" ist entbehrlich.

Zu Buchstabe b:
Es handelt sich um eine Folgednderung.

Zu Buchstabe c:
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe d:
Es handelt sich um eine Folgeanderung.

Zu Nummer 4 (§ 8):

Eine gesetzliche Festschreibung solcher Angebote kann nur im Einver-
nehmen mit dem Schultrager erfolgreich und rechtssicher umgesetzt
werden.
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Zu Nummer 5 (§ 13):

Durch die Anderung soll die Rolle der Schultréger bei der Entscheidung
Uber eine Schulartanderung gestarkt werden. Eine Schulartanderung
soll damit nicht gegen den Willen des Schultragers seitens der Landes-
regierung entschieden werden.

Zu Nummer 6 (§ 14):
Es handelt sich um eine Folgednderung.

Zu Nummer 7 (§ 20):

Mit dieser Anderung wird einem Vorschlag des Thiringischen Landkreis-
tages aus dem Anhdrungsverfahren zum Gesetzentwurf zur Weiterent-
wicklung des Schulwesens aus dem Jahr 2018 gefolgt, entsprechen-
de Malnahmen auch an Thuringer Volkshochschulen einzubeziehen.

Zu Nummer 8 (§ 49):

Eine erstmalige Versetzungsentscheidung soll am Ende der Klassenstu-
fe 2 erfolgen. Dem grundlegenden Bildungsziel des Fdrderns und For-
derns wird so entsprochen.

Zu Nummer 9 (§ 50):

Da die Regelungen zur Klassen und Kursbildung an Regelschulen er-
moglicht werden sollen, besteht an dieser Stelle Anderungsbedarf.

Zu Artikel 3

Zu Absatz 1

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Artikels 1.

Zu Absatz 2

Diese Bestimmung regelt das Inkraftireten des Artikels 2. Insbesonde-

re aus organisatorischen Griinden ist es notwendig, dass einzelnen Re-
gelungen erst mit Beginn des Schuljahres 2022/2023 in Kraft treten.

Fuar die Fraktion:

Prof. Dr. Voigt

14



	Drittes Gesetz zur Änderung des Thüringer Schulgesetzes - Rückkehr zu guter Bildung und Stärkung der Elternrechte
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten

	Drittes Gesetz zur Änderung des Thüringer Schulgesetzes - Rückkehr zu guter Bildung und Stärkung der Elternrechte
	Artikel 1
	1.	§ 3 a wird aufgehoben.
	2.	§ 4 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 7 a erhält folgende Fassung:
	4.	§ 8 a wird wie folgt geändert:
	5.	In § 10 Abs. 2 werden die Worte "der Primarstufe" durch die Worte "an der Grundschule" ersetzt.
	6.	In § 15 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort "Schüler" die Worte "im Einvernehmen mit dem betroffenen Schulträger" eingefügt.
	7.	In § 15 a Abs. 6 Nr. 2 wird das Wort "festgelegt" durch das Wort "empfohlen" ersetzt.
	8.	§ 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
	9.	Dem § 27 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
	10.	In § 28 Abs. 1 a werden die Worte "Planung des Unterrichtes sowie zur" gestrichen.
	11.	§ 34 Abs. 4 a erhält folgende Fassung:
	12.	In § 35 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Aufgaben" die Worte "im Rahmen der vom Schulträger festgelegten Arbeitsinhalte" eingefügt.
	13.	§ 36 erhält folgende Fassung:
	14.	§ 38 wird wie folgt geändert:
	15.	§ 41 wird wie folgt geändert:
	16.	§ 56 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	17.	§ 60 wird wie folgt geändert:
	18.	In § 60 a Satz 3 wird nach der Angabe "38" die Angabe "41 Abs. 4" eingefügt.
	19. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst."

	Artikel 2
	1.	§ 2 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 5 Abs. 2 wird die Angabe "4" durch die Angabe "2" ersetzt.
	3.	§ 6 wird wie folgt geändert:
	4.	In § 8 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort "können" die Worte "im Einvernehmen mit dem Schulträger" eingefügt.
	5.	§ 13 Abs. 6 Satz 6 erhält folgende Fassung:
	6.	§ 14 wird wie folgt geändert:
	7.	wird wie folgt geändert:
	8.	§ 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	9.	§ 50 wird wie folgt geändert:

	Artikel 3

	Begründung:
	A. Allgemeines
	B. Zu den einzelnen Bestimmungen 
	Zu Artikel 1
	Zu Nummer 1 (§ 3 a):
	Zu Nummer 2 (§ 4):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Nummer 3 (§ 7 a):
	Zu Nummer 4 (§ 8 a):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Nummer 5 (§ 10):
	Zu Nummer 6 (§ 15):
	Zu Nummer 7 (§ 15 a):
	Zu Nummer 8 (§ 18):
	Zu Nummer 9 (§ 27):
	Zu Nummer 10 (§ 28):
	Zu Nummer 11 (§ 34):
	Zu Nummer 12 (§ 35):
	Zu Nummer 13 (§ 36):
	Zu Nummer 14 (§ 38):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Nummer 15 (§ 41):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Buchstabe c:
	Zu Buchstabe d:
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe :
	Zu Buchstabe c:
	Zu Buchstabe d:
	Zu Buchstabe e:
	Zu Buchstabe f:
	Zu Buchstabe a):
	Zu Buchstabe b:
	Zu Artikel 2
	Zu Nummer 1 (§ 2):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Nummer 2 (§ 5):
	Zu Nummer 3 (§ 6):
	Zu Buchstabe a:
	Zu Buchstabe b:
	Zu Buchstabe c:
	Zu Buchstabe d:
	Zu Nummer 4 (§ 8):
	Zu Nummer 5 (§ 13):
	Zu Nummer 6 (§ 14):
	Zu Nummer 7 (§ 20):
	Zu Nummer 8 (§ 49):
	Zu Nummer 9 (§ 50):
	Zu Artikel 3
	Zu Absatz 1


